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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

EU - In - R - Wi 

zu Punkt ... der 917. Sitzung des Bundesrates am 29. November 2013

der Bürger u

Mitteilung der Kommission an den Rat und an das Europäische 
Parlament: Schusswaffen und die innere Sicherheit der EU: Schutz 

nd Unterbindung des illegalen Handels

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union und

COM(2013) 716 final

A

der Ausschuss für Innere Angelegenheiten

Stellung zu nehmen:

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt 

1.

lichen Verwendung von Schusswaffen eine zentrale Herausforderung darstellt 

a

Der Bundesrat teilt die Auffassung, dass die Verhinderung einer missbräuch-

und besonderes Augenmerk verdient. Dies gilt für leg le wie illegale Waffen 

Die gleichermaßen. unter Nummer 3 (Priorität 1 "Schutz des legalen Markt

zivile Schusswaffen") und Nummer 4 (Priorität 2 "

s für 

von Schusswaffen in kriminelle Hände")

Reduzierung der Umlenkung 

angeführten Vorschläge zur weiteren 

Einschränkung des Zugangs zu Schusswaffen einerseits und des legalen 

Waffenbesitzes einschließlich der Vorgaben zur sicheren Aufbewahrung 

andererseits sowie zur Einführung eines EU-weiten, kohärenten Genehmigungs

konzepts betreffen im Kern allerdings

-

Fragen der öffentlichen S

Ordnung. Gemäß Artikel 3 Absatz 2 EUV und Artikel Absatz67

icherheit und 

1 AEUV
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bietet die EU ihren Bürgerinnen und Bürgern zwar einen Raum der Freiheit, der 

Sicherheit und des Rechts. Eine extensive Auslegung dieser Bestimmungen ver-

bietet sich allerdings. Die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung sowie der Schutz der inneren Sicherheit sind Aufgaben der Mitglied-

2. Eine Regelungskompetenz der EU folgt insofern auch nicht aus der Harmo

staaten (Artikel 72 AEUV) und verbleiben in deren alleiniger Verantwortung 

(Artikel 4 Absatz 2 Satz 3 EUV).

-

nisierungs- oder Koordinierungsbefugnis des Artikels 114 AEUV, die sich auf 

das Errichten und Funktionieren des Binnenmarkts bezieht. Für die Schaffung 

eines weitgehend einheitlichen materiellen Waffenrechts auf europäischer

Ebene stellt Artikel 114 AEUV keine hinreichende Rechtsgrundlage dar. 

ders als die primär handelsbezogenen Materien der Schusswaffenr

An-

ichtlinie und 

der Abschluss des VN-

Zulassung und zum Besitz von Schusswaffen 

schreitenden Sachverhalt.

Schusswaffenprotokolls betreffen die Vorschläge zur 

3. Vor diesem Hintergrund bestehen gegen einen diesbezüglichen Legislativvor

schlag der Kommission auch Bedenken in Hin

in der Regel keinen grenzüber-

-

blick auf die Wahrung des Sub-

sidiaritätsprinzips (Artikel 5 Absatz

hältnismäßigkeit (Artikel 5 Absatz 4 EUV).

3 E

nis zu nehmen.

UV) und des Grundsatzes der Ver-

B

4. Der Rechtsausschuss und

der Wirtschaftsausschuss

empfehlen dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Kennt-


